
' V
H

2105 043Verkündet am 
23. November 1964 
Heil, Justizabei’ockretär 
als Urkundsbcsmter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Hechtsstreit

der 1 __  __  _
Gesellschaft, vertreten 
konsul Dr* Hans 
Sekretär a.D. Joseph i 
Pi'ofessor Dr. Helmut

_ _____  Versicherungs-Aktien-durch ihren Vorstand General- 
konsu'l Walter Staats-

, Direktor Gustav 
in Kt

Klägerin und Kevisionsklägerin,
- Prozeßtevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

gegen
en Schreiner Wilhelm K

"Beklagten und Revisionsbeklagten, 
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Bfc -

hat der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 23» November 1964 unter Iflit- 
Y/irkung des Senatspräsidenten Dr0 Rischer und der Bund©3'” 
richter Dr. Nörr, Liesecke, Dr. Pukow und Dr0 Schulze

für Recht erkannt:
Auf die revision der Klägerin wird das Urteil des 
7o Zivilsenats des Ooerlandesgerichts in Hamm/\Vestf. 
vom 2. lebruar 1962 aufgehoben.
Die Sache v;ird zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung, auch über die Kosten des Revisionsverfah­
rens, an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen
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Der Beklagte verursachte mit seinem Personenkraft­
wagen, den er Bei der Klägerin gegen Haftpflicht ver­
sichert hatte, am 28. März 1959 (Ostersonnabend), ge­
gen o,50 Uhr einen Verkehrsunfall. Kr fuhr auf einer 
geraden, in Fahrtrichtung abfallenden Stadtstraße 
gegen einen an der rechten Straßenseite parkenden, ord­
nungsmäßig beleuchteten Volkswagen und stieß diesen ge­
gen einen davor parkenden Kraftwagen und einen Straßen­
baum. Der vom Beklagten gesteuerte Wagen geriet alsdann 
auf die andere Fahrbahn und prallte, etwa 30 m von der 
ersten Anstoßstelle entfernt, gegen ein auf dem linken 
Gehweg stehendes Verkehrsschild. Nachdem es dem Beklag­
ten und seinen Begleitern gelungen war, den stark be­
schädigten 'Wagen wieder frei zu bekommen, fuhr er - 
nunmehr allein - weiter. Auch die Fahrzeuginsassen ver­
ließen die Unfallstelle, bevor die von einem Augenzeu­
gen des Unfalls herbeigerufene Polizei eintraf. Nach ei­
ner Fahrt von 3 km stellte der Beklagte sein Fahrzeug auf 
einem Friedhof ab. Von dort ging er nicht nach Hause, son­
dern zu seinem Prüder, in dessen Y/ohnung er gegen 2,30 Uhr 
cintraf und bis zur Meldung auf der Polizei, gegen 15»45 
Uhr, blieb. Der Eeklagte wurde wegen Gefährdung des Stras- 
senverkehrs und wegen Unfallflucht zu einer Freiheits­
strafe und zu einer Geldstrafe verurteilt.

Die Klägerin hat die Unfallgeschädigten befriedigt. Die 
dafür aufgewandten Beträge verlangt sie mit der Klage 
vom Beklagten ersetzt, weil dieser durch ünfallflucht 
seine vertragliche Obliegenheit zur Aufklärung des Tat­
bestandes verletzt habe. Die Klägerin hält sich deshalb
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gegenüber dem Beklagten für leistungsfrei und nach 
§ 158 f VVG für berechtigt, die Ansprüche der Haft­
pflichtgläubiger geltend zu machen.

Der Beklagte wendet ein, daß er bei dem Aufprall mit dem 
Kopf auf das Armaturenbrett geschlagen sei und danach nich 
mehr bewußt gehandelt habe. Im übrigen sei der Sachverhalt 
so eindeutig gewesen, daß er nichts mehr habe aufklären 
können.

Bas Landgericht hat der Klage stattgegeben, das Ober­
landesgericht hat sie abgewiesen. Mit der zugelassenen 
Revision erstrebt die Klägerin die Wiederherstellung des 
erstinstanzlichen Urteils. Der Beklagte bittet um Zu­
rückweisung des Hechtsmitteiso

Entscheidungsgründe:

I. Die Parteien streiten darüber, ob der Beklagte
^eine vertraglich übernommene Obliegenheit - :,alles zu 
tun, was zur Aufklärung des Tatbestandes und zur Min­
derung des Schadens dienlich sein kann” ( § 7 1  2/2 AKB) - 
verletzt und dadurch nach § 7 V AKB seinen Anspruch auf 
Versicherungsschutz verwirkt hat. Das Berufungsgericht 
hat dies verneint und dazu ausgeführt: Durch einen Ver*» 
stoß gegen § 'i42 StGB (Unfallflucht) werde nicht notwen­
dig auch die Aufklärungsobliegenheit des § 7 I 2/2 AKP 
verletzt. Denn beide Bestimmungen unterschieden sich ir/ 
ihrem Tatbestand und in ihrer Zielsetzung wesentlich von­
einander. Der § 142 StGB diene neben aer Aufklärung ge­
schehener auch der Verhütung künftiger Verkehrsunfälle.
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Die StrafVorschrift solle eine schnelle Ahndung von Ver­
kehrsunfällen ermöglichen und dadurch abschreckend wirken. 
Hingegen diene die Obliegenheit des § 7 I 2/2 AKB aus-, 
schließlich dem wirtschaftlichen Interesse des Versicherers * 
Nach § 142 StGB müßten die ünfallbeteiligten unbedingt an 
der Unfallstelle bleiben, bis bestimmte Feststellungen 
über den Unfallverlauf getroffen worden seien. Hingegen 
bestehe eine Aufklärungsobliegenheit nur insoweit, als 
der einzelne Schadensfall für den Versicherer noch in 
irgendeiner Hinsicht aufklärungsbedürftig sei. Nicht zu 
folgen sei der teilweise vertretenen Ansicht, daß es le­
diglich darauf ankomme, ob ein Verbleiben an der Unfall- 
steile ganz allgemein der besseren Aufklärung hätte die­
nen können. Denn auf diese Weise werde der § 7 I 2/2 AKB 
ausdehnend ausgelegt. Das sei aber nicht zulässig, weil 
es sich um eine Ausschlußklausel handele, die, wie an­
dere Ausnahmeregelungen, eng auszulegen sei.

Das Berufungsgericht ist weiter der Auffassung, daß hier 
keine Maßnahmen ersichtlich seien, die der Beklagte, als 
er sich zur Unfallflucht entschlossen habe,* zur Aufklärung 
de8 Tatbestandes oder zur Schadensminderung hätte treffen 
können oder sollen. Der Umfang des Schadens - die Beschä­
digung zweier Personenkraftwagen, eines Straßenbaumes und 
eines Verkehrsschildes -* habe zur Zeit des Unfalls be­
reits festgestanden und sei für den Beklagten in einer 
für die Schadensmeldung ausreichenden Weise erkennbar 
gewesen. Darüber hinaus brauche der Beklagte über den 
angerichteten Sachschaden nicht im Bilde zu sein. Eine 
genaue Feststellung des tatsächlichen Schadensumfanges 
sei an der Unfallstelle ohnehin nicht möglich und überdies
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ohne jeden Wert gewesen, weil die Klägerin Schäden an 
anderen Fahrzeugen nur aufgrund eingeholter Sachverstän­
digengutachten zu ersetzen pflege« Auch die eigentliche 
Unfallursache sei sowohl für die Haftpflicht des Beklag­
ten als auch für die Deckungspflicht der Klägerin bedeu­
tungslos gewesen. Denn die Klägerin müsse in jedem Falle 
für die eingetretenen Schäden einstehen, aus welchem 
Grunde auch immer der Beklagte die ordnungsmäßig gepark­
ten Wagen angefahren habe.

II. Die Ausführungen des Berufungsgerichts halten ei­
ner rechtlichen Nachprüfung nicht stand. Das gilt schon 
für den Ausgangspunkt. Denn die Vorschrift des § H 2  
StGB dient nicht der Strafverfolgung von Verkehrssündern, 
sondern begründet eine Warte- und Duldungspflicht, damit 
im öffentlichen Interesse die Feststellungen, die zur 
späteren Klärung der bürgerlich-rechtlichen Ansprüche 
der Unfallbeteiligten erforderlich sind, im unmittelba­
ren Anschluß an den Unfall ermöglicht werden (BGHSt '\4, 
Ö9, 94 = NJY» I960, 1019/20; BVerfG HJW 1963, 1fl95). 
Hierauf ist auch der Versicherer angewiesen, um dem 
Versicherungsnehmer den ihm geschuldeten Versicherungs­
schutz gewähren zu können. Dazu gehört nicht zuletzt die 
Abwehr unbegründeter Entschädigungsansprüche; sie geht 
nicht nur Versicherungsnehmer und Versicherer an, sondern 
berührt auch die Versichertengemeinschaft, weil diese 
durch ihre Främien die Leistungen des Versicherers auf­
bringen muß. Der Versicherungsnehmer ist deshalb auch ^ 
aus dem Versicherungsvertrag verpflichtet, nach einem 
Unfall grundsätzlich an Ort und Stelle zu bleiben, da­
mit die notwendigen Feststellungen über den Unfallverlauf•,



die Verantwortlichkeit der Beteiligten und den Umfang 
des Schadens getroffen werden können. Wer sich einer Ver- 
Kehrsunfallflucht schuldig macht, verletzt damit in der 
Kegel zugleich seine versicherungsrecht liehe Aufklärungs­
pflicht. Von dieser ständigen Hechtsprechung des Senats 
(VersR 1961 , 1075/76; 1965, 1113; 1964-, H91) abzugehen, 
besteht kein Anlaß.

Nach § 7 I 2/2 AXß hat der Versicherungsnehmer gegenüber 
dem Versicherer alles zu tun, was zur Aufklärung des Tat­
bestandes und zur Minderung des Schadens dienlich sein 
k a n n ,  und zwar vom Standpunkt eines verständigen 
und verantwortungsbewußten Versicherungsnehmers. Damit 
wird ein Verhalten verlangt, das auf einen bestimmten 
Erfolg gerichtet ist, nicht jedoch der urfolg selbst.
Die Obliegenheit kann daher erfüllt sein, auch wenn das 
Verhalten des Versicherungsnehmers im Einzelfall Y/eder 
die Sachaufklärung noch die Schadensminderung gefördert 
hat. Umgekehrt ist die Obliegenheit verletzt, wenn der 
Versicherungsnehmer untätig bleibt, sich insbesondere 
der Erfüllung seiner Aufklärungspflicht durch Unfall­
flucht entzieht, auch wenn dieses Verhalten sich einmal 
nicht nachteilig auswirkt. Es ist deshalb auch belanglos, 
welche UnfalltatSachen in dem Zeitpunkt, in dem sich der 
Versicherungsnehmer zur Unfailflucht entschließt, noch 
aufklärungsbedürftig sind, zumal 3ich dies fast immer erst 
wesentlich später beurteilen läßt. Entscheidend ist allein, 
ob ein Verbleiben an der Unfallstelle die Aufklärung des 
Tatbestandes hätte fördern können und das Verlassen des 
Unfallortes an sich geeignet Y/ar, die Sachaufklärung zu 
beeinträchtigen (BUH VersR 1961, 1076 m.w.N.). Das alles 
folgt unmittelbar aus § 7 I 2/2 AKP in Verbindung mit
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$ 7 V 2 AK? • Denn die letztgenannte Bedingung setzt eine 
vorsätzlich oder grobfahrlässig verletzte Obliegenheit, 
unabhängig von iüren Auswirkungen,voraus und läßt dann 
erst, beschränkt auf den lall der minder schweren Schuld, 
die tatsächlichen Folgen der Obliegenheitsverletzung 
darüber entscheiden, ob der Versicherer leistungsfrei 
oder leistungspflichtig ist. Eine ausdehnende Auslegung 
des § 7 I 2/2 AKB, gegen deren Zulässigkeit das Berufungs­
gericht Bedenken äußert, steht hier daher gar nicht in 
Frage.

Die Aufklärungspflicht des Versicherungsnehmers soll den 
Versicherer in die Lage versetzen, sachgemäße Entschlies- 
sungen über die Behandlung des Versicherungsfalls zu 
treffen. Inhalt und Umfang werden dadurch bestimmt, daß 
die Kfz-Haftpflichtversicherung die Befriedigung begrün­
deter u n d  d i e  A b w e h r  u n b e g r ü n d e ­
t e r  S c h a d e n s e r s a t z a n s p r ü c h e ,  
die gegen den Versicherungsnehmer geltend gemacht wez-den, 
i— (S 10 1 AKI). Entgegen der Auffassung des Be­
rufungsgerichts erschöpft sich die Aufklärungspflicht 
des Versicherungsnehmers deshalb nicht darin, dem Versi­
cherer in der Schadensmeldung einen deckungspflichtigen 
Tatbestand mitteilen zu können.

Der Kläger hat die Unfallstelle so schnell, wie Lage und 
Zustand seines stark beschädigten Fahrzeugs es ihm erlaub­
ten, verlassen. Um die Feststellung des Versicherungsfall^, 
insbesondere um den Umfang der Schadcnsfolgen, hat er sich 
nicht gekümmert. Lurch ein Verbleiben an der Unfallstelle 
hätte er aber die Aufklärung des Tatbestandes, wie der



Revision zuzugeben ist, in menrfacner Hinsicht fördern 
können, Hierzu gehört einmal die Aufnahme der Sachschä­
den, die an zwei anderen Kraftfahrzeugen entstanden 
sind. Vierden an der Unfallstelle regelmäßig auch nur die 
äußerlich sichtbaren Schäden aufgenommen, so ist diese 
lestStellung keineswegs bedeutungslos, wie das Berufungs­
gericht meint. Denn die äußeien Schäden geben einen An­
halt für den möglichen Umfang der verborgenen Schäden, 
wenn diese auch endgültig und zuverlässig erst bei genau­
er Untersuchung in der Werkstatt zu erkennen sind. Die 
Feststellung der wahrnehmbaren Schäden an der unfall­
stelle unter Beteiligung des dafür verantwortlichen Schä­
digers bietet jedenfalls immer einen gewissen Schutz vor 
einer Inanspruchnahme für Schäden, die nicht vom Versi­
cherungsnehmer verursacht, sondern schon früher vorhanden 
gewesen sind oder erst später, insbesondere bei Weiterbe­
nutzung des beschädigten Fahrzeugs, entstanden sind.
Auch hier hat das übrigens ein Geschädigter versucht 
(vgl. Bl. H  GA).

Schließt die Art des Schadens von vornherein die Gefahr 
einer unbegründeten llehrforderung aus, so kann der Ver­
sicherungsnehmer die Unfallstelle möglicherweise Ohne ver­
sicherungsrechtliche Nachteile verlassen. Das mag für den 
vom Berufungsgericht angeführten Fall zutreffen, in dem 
ein Kraftfahrer nachts eine Hauswand streift und dabei 
beschädigt, von dem Mauerschaden abgesehen es sonst an 
Ort und Stelle nichts aufzuklären gibt (OliG Koblenz 
bei Stiefel/Wussow, KraftfahrverSicherung 5« Aufl. § 7 
AKB Anm» 9 und Y/ussow, Informationen zum Versicherungs­
und Haftpflichtrecht I960, 195). Damit ist aber die hier 
völlig andere Sachlage nicht vergleichbar.
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iU ben der .Feststellung der entstandenen Sachschäden 
hätte sich der Beklagte am Unfallort auch um die tat­
sächlichen Voraussetzungen etwaiger Ansprüche seiner 
Iahrzeuginsassen kümmern müssen. Kein verständiger Ver­
sicherungsnehmer hätte die Unfanstelle verlassen«, he - 
vor der Zustand seiner 1ahrzeuginsassen festgestellt 
worden wäre, insbesondere, wenn sie ihm, wie hier, nicht 
näher bekannt gewesen wären. Aus dem gleichen Grunde 
mußte geklärt werden, wie sich der Unfall ereignet hatte 
und worauf er zurückzuführen v/ar. Denn der Kläger haftete 
den Personen, die er aus Gefälligkeit in seinem Fahrzeug 
mitgenommen hatte, nur nach den Vorschriften des Bürger­
lichen Gesetzbuches, also nur, wenn er schuldhaft gehan­
delt hatte. Die danach gebotenen Feststellungen konnten 
nur getroffen werden, wenn der Beklagte mit seinem Kraft­
wagen an der Unfallstelle geblieben wäre und dort auch 
zur Entnahme einer Blutprobe zur Verfügung gestanden 
hätte. Der Beklagte hat daher auch insoweit seine Auf­
klärungspflicht verletzt. Diese Verletzung bleibt be­
stehen, auch wenn sie sich später als nicht nachteilig 
herausstellt, weil die 1ahrzeuginsassen des Versicherungs­
nehmers keine Ansprüche erheben.

Das Berufungsurteil verneint danach zu Unrecht eine Ob- 
liegenheitsverletzung des Beklagten und kann insoweit 
keinen Bestand haben.

III- Auch mit der Hilfabegründung kann das Berufungs-^ 
urteil nicht aufrecht erhalten bleiben. Das Berufungs­
gericht hat insoweit ausgeführt: Der Beklagte habe, wenn 
eine Obliegenheitsverletzung anzunehmen sei, nicht
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vorsätzlich gehandelt. Denn er habe sich sagen müssen, 
daß es an der Unfallstelle nichts aufzuklären gebe, hr 
habe als langjähriger Kraftfahrer davon überzeugt sein 
körnen, daß er für alle Schäden allein - mit Hilfe der 
Klägerin - aufzukommen habe. Sollte er insoweit aufgrund 
grober Fahrlässigkeit den Sachverhalt verkannt haben, 
so sei die Klägerin dennoch nicht leistungsfrei geworden* 
weil eine etwaige Obliegenheitsverletzung weder die Fest­
stellung des Versicherungsfalls noch den Umfang der dem 
Versicherer obliegenden Leistung beeinflußt habe.

Diese Ausführungen rechtfertigen nicht die Annahme feh­
lenden Vorsatzes. Denn dem Berufungsurteil ist nicht 
zu entnehmen, daß die vom Berufungsgericht angenommene 
Vorstellung des Beklagten, es gebe nichts aufzuklären, 
dessen Verhalten tatsächlich bestimmt hat. Der Beklagte 
selbst hat für sein Verhalten während des Prozesses ei­
ne andere Begründung gegeben. Erst in der letzten münd­
lichen Verhandlung - im Anschluß daran wurde des Beru­
fungsurteil verkündet -, als ihm die Auffassung des Ge­
richts erkennbar geworden v/ar, hatte er vorgetragen, 
daß er sich sagen m u ß t e  , zur Aufklärung des Un­
falls nichts beitragen zu können, da die Schuldfrage 
eindeutig und seine Täterschaft bekannt gewesen sei 
(Schriftsatz vom 2.2.1962).

IV. Hach alledem ist das Berufungsurteil in seinem 
ganzen Umfange aufzuheben. In der Sache selbst kann der 
Senat nicht entscheiden, da die bisherigen tatsächli­
chen Feststellungen zur Schuldfrage nicht ausreichen 
und noch zu ergänzen sind. Die Sache ist daher zur 
anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das Berufungs­
gericht zurückzuverweisen.



Die .Entscheidung über die Kosten des hevisionsverfahrens 
hängt von dem Ausgang des Rechtsstreits ab und wird 
deshalb dem Berufungsgericht übertragen.

Dr0 Bischer Lr. Nörr Liesecke Dre Bukow Br* Schulze
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